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schrieben hat und dem Thema seit 

2003 und besonders in der ersten Jah­

reshälfte 2004 in den staatlichen Me­

dien große Prominenz geschenkt wur­

de. Seit dem offiziellen Verbot des Bu­

ches zirkulierten auf dem heimischen 

Markt nur noch Raubkopien des Bu­

ches, von dem inzwischen rund 7 Mio. 

Exemplare verkauft worden sein sollen 

(C.a., 2004/7, Ü 9).

Der „Lettre Ulysses“-Preis für Repor­

tageliteratur wurde im Jahr 2003 von 

dem Kulturmagazin Lettre Internatio­

nal in Kooperation mit der Aventis- 

Stiftung und dem deutschen Goethe- 

Institut ins Leben gerufen. Die inter­

nationale Auszeichnung soll jährlich 

vergeben werden, um die internatio­

nale Aufmerksamkeit auf hervorragen­

de Werke der Reportageliteratur zu 

lenken. Die elfköpfige Jury (darunter 

Zhao Xinshan aus China) hatte sich 

für die Verleihung des ersten Preises 

an Chen Guidi und seine Frau Wu 

Chuntao entschieden, weil ihr Buch 

„sehr bedeutsam“ sei und „aus einem 

Land stammt, wo die Tradition der 

Reportageliteratur aus offensichlichen 

Gründen mit einigen Schwierigkeiten 

zu kämpfen hat“, so Isabel Hilton, bri­

tisches Mitglied der Jury. Ihren eige­

nen Angaben nach erfuhren die bei­

den Autoren erst während des Fest­

akts selbst von der Auszeichnung ihres 

Buches. Auszüge der für die Preisver­

leihung nominierten Werke finden sich 

in deutscher Übersetzung in der Zeit­

schrift Lettre International, Ausgabe 

No.66. (www.lettre-ulysses-award.org; 

SZ, 2.10.04; ST, 4.10.04) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

20 Ministerien mit Beschäfti­

gungssituation der Hoch­

schulabsolventen zufrieden

Vertreter der mit der Unterbringung 

der Hochschulabsolventen befassten 

Ministerien und Organisationen (Er- 

ziehungs-, Personal- und Arbeitsmi­

nisterium sowie Kommunistische Ju­

gendliga) zeigten sich Korresponden­

ten der Volkszeitung gegenüber zu­

frieden mit den bis zum 1. Septem­

ber erreichten Ergebnissen. Bis zu die­

sem Datum hatten 73% der diesjäh­

rigen Absolventen öffentlicher terti­

ärer Bildungseinrichtungen eine An­

stellung gefunden, 3% mehr als im 

Vorjahr. Im Einzelnen hatten regu­

läre Absolventen (undergraduate) zu 

84% Erfolg, Postgraduierte zu 93% 

und Absolventen höherer Berufs- und 

Fachschulen zu 61% - bei Letzteren 

lag die Beschäftigungsrate immerhin 

6% höher als im Vorjahr. Dabei war 

insgesamt die Anzahl der Absolventen 

gegenüber 2003 um 680.000 oder um 

32% auf 2,8 Mio. angewachsen.

Die Stadt Shanghai konnte noch grö­

ßere Erfolge vermelden. Hier hatten 

bis zum 1. September 90,52% der Ab­

solventen eine Anstellung gefunden, 

darunter Postgraduierte zu 96%, regu­

läre Absolventen zu 93,25% und Ab­

solventen von Berufs- und Fachhoch­

schulen zu 85,27%. Einzig bei den 

Postgraduierten blieb die Zahl unter 

der des Vorjahres.

Als Gründe für die erfolgreichere Un­

terbringung der Absolventen wurden 

entsprechende Beschlüsse der Ministe­

rien und vereinte Anstrengungen auf 

allen Ebenen genannt. So richteten 30 

Provinzen, Bezirke und Städte Koor­

dinationsmechanismen und Berichts­

systeme ein, mit dem Ziel, den Prozess 

der Jobsuche und -findung möglichst 

in eine Hand zu geben.

Zufrieden zeigten sich die Verant­

wortlichen auch mit dem Ergebnis 

ihrer Bemühungen, die Absolventen 

zum freiwilligen Dienst „an der Ba­

sis“ in den Westprovinzen zu bewe­

gen. Hier haben sich 6.212 neue Frei­

willige gefunden, sodass die Gesamt­

zahl um über 4.000 auf 10.000 stieg. 

Bei diesem Dienst geht es vor allem 

um die Unterstützung armer Regio­

nen im Bildungs-, Gesundheits- und 

Agrarbereich. (RMRB, 29.9.04; GM- 

RB, 20.10.04) -gs-

21 China sieht sich als Nummer 

Eins im Hochschulbereich

Für das laufende Jahr 2004 meldete 

die Beijinger Volkszeitung, dass sich 

insgesamt 19% aus der Altersgrup­

pe der 18- bis 22-Jährigen an Hoch­

schulen in China eingeschrieben ha­

ben. Mit dieser Bruttorate der Hoch­

schulzulassungen (gross university en- 

trance rate), die in den letzten Jah­

ren jährlich um 2% gestiegen sei, habe 

man nun die USA überholt und sei zur 

Nummer Eins weltweit geworden.

Im Jahre 2004 haben die chinesischen 

Hochschulen 4,2 Mio. neue Studen­

ten aufgenommen, 400.000 mehr ge­

genüber 2003; damit erreichten 50% 

der Teilnehmer an den Aufnahmeprü­

fungen eine Zulassung. Mit insgesamt 

über 20 Mio. Chinesen, die an terti­

ären Bildungseinrichtungen studieren, 

bleibt China allerdings nach Aussage 

des Erziehungsministers Zhou Ji bei 

der Bildungsbeteiligung an Hochschu­

len (enrollment rate at universities) 

noch hinter den USA, Russland und 

Japan zurück. Für 2010 strebe man 

hier eine Rate von 23% an. Der Minis­

ter kündigte anlässlich der Eröffnung 

des ersten Hochschul-Evaluationszent­

rums weiter an, dass man zusätzlich zu 

der seit 1994 erfolgenden qualitativen 

Beurteilung der Hochschulen nun auch 

Prozessdaten erheben wolle wie z.B. 

die Beschäftigungsrate von Hochschul­

absolventen. Zum Ranking der Hoch­

schulen erklärte er, dass bis Ende 2003 

296 evaluiert worden seien, von denen 

16 „excellent“ und 192 „qualified“ be­

urteilt wurden.

Als Zeichen der Anerkennung für das 

chinesische Hochschulwesen wertete 

das Bildungsministerium auch die ge­

stiegene Zahl ausländischer Studen­

ten, von denen sich 2004 wahrschein­

lich 86.000 einschreiben werden; die 

meisten davon kommen aus anderen 

asiatischen Ländern. Vor 20 Jahren 

habe es nur 8.000 ausländische Stu­

denten in China gegeben. (ST, 4.10.04; 

XNA, 26.10.04; RMRB, 28.10.04) -gs-

22 Förderung armer Studenten

In einem ausführlichen Interview 

mit der Guangming Ribao (16.09.04) 

nahm der stellvertretende Bildungs­

minister zur Förderung armer Studen­

ten Stellung. Seit 1999 entwickele sich 

das Hochschulwesen in rasantem Tem­

po. Ende 2003 seien 12 Mio. Studen­

ten an öffentlichen Hochschulen einge­

schrieben, darunter 650.000 Postgra­

duierte. Nach den Neuaufnahmen im 

Herbst 2004 seien es sogar 13,5 Mio. 

Studenten einschließlich 800.000 Post­

graduierte. Mit der Ausweitung der 

Immatrikulationen habe aber auch die 

Zahl der armen Studenten zugenom­

men. Eine Untersuchung habe erge­

ben, dass Ende 2003 rund 20% aller

http://www.lettre-ulysses-award.org
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Studenten an öffentlichen Hochschu­

len in wirtschaftlichen Schwierigkeiten 

gewesen seien, ca. 2,4 Mio. Die Zahl 

derer, die besonders große wirtschaft­

liche Probleme hatten, lag dabei bei 

5-10%, also zwischen 600.000 und 1,2 

Mio. Studenten.

Um diesen Studenten zu helfen, ha­

ben Partei und Regierung seit den 

1980er Jahren verschiedene Mechanis­

men errichtet. Erstens wurde ein Sti­

pendiensystem geschaffen: 2003 wur­

den Stipendien im Gesamtwert von 

3,3 Mrd. RMB Yuan an insgesamt 4,5 

Mio. Studenten vergeben. Zweitens 

gibt es dreierlei För der dariehen: En­

de Juni 2004 erhielten 830.000 Studen­

ten staatliche Darlehen in einer Ge­

samthöhe von 5,2 Mrd. Yuan, 230.000 

Studenten bekamen zinslose Darlehen 

seitens der Hochschulen in Höhe von 

600 Mio. Yuan und die gewerblichen 

Darlehen beliefen sich auf insgesamt 

2,1 Mrd. Yuan. Drittens gibt es das 

Angebot bezahlter studentischer Hilfs­

krafttätigkeiten in Lehre, Forschung 

und Verwaltung: 2003 finanzierten so

1,5 Mio. Studenten ihr Studium. Vier­

tens gibt es seitens der Regierungen 

und Hochschulen befristete und ein­

malige Zuschüsse bei besonderen fi­

nanziellen Problemen: Sie beliefen sich 

2003 insgesamt auf 400 Mio. Yuan, 

900.000 Studenten nahmen sie in An­

spruch; Anfang 2004 beschloss der 

Staatsrat jedem Studenten aus der 

Gruppe der 5% finanziell besonders 

Benachteiligten zunächst für ein Jahr 

4 Yuan pro Tag als Verpflegungszu­

schuss zu zahlen - insgesamt ergibt 

das 700 Mio. Yuan für das laufende 

Jahr. Fünftens gibt es die Möglich­

keit zur Ermäßigung oder zum Erlass 

der Studiengebühren: Bei 200.000 Stu­

denten, die davon profitierten, belief 

sich die Gesamtsumme der Ermäßi­

gungen auf 400 Mio. Yuan. Sechstens 

gab es Förderung durch Erleichterung 

der Prozeduren: Das Erziehungsminis­

terium hat die Hochschulen angewie­

sen, armen Studenten nach deren Auf­

nahme bei der Beantragung von fi­

nanzieller Unterstützung im Sinne ei­

ner „grünen Welle“ (lüse tongdao) zu 

helfen; 280.000 Studenten kamen in 

den Genuss dieser Förderung. Sieb­

tens schließlich können die Hochschu­

len einen Teil der Studiengebühren 

zur Förderung wirtschaftlich schwa­

cher Studenten nutzen, und zwar nach 

einer Mitteilung des Bildungs- und des

Finanzministeriums bis zu 10% der 

Gebührensumme. Darüber hinaus ha­

ben die Lokalregierungen z.T. noch ei­

gene Maßnahmen ergriffen.

Einen anderen Weg der Hilfe geht die 

chinesische Regierung mit der Unter­

stützung für den Aufbau von Hoch­

schulen in den wirtschaftlich weni­

ger entwickelten Provinzen Zentral- 

und Westchinas. So wurde im Sep­

tember vom Bildungsministerium und 

der Regierung der autonomen Regi­

on Tibet ein Abkommen zur Errich­

tung einer Hochschule unterzeichnet; 

ähnliche Abkommen gibt es bereits 

für Hochschulen in Xinjiang, der Inne­

ren Mongolei, Guangxi und Yunnan. 

(GMRB, 8.10.04) -gs-

23 Projekt Hoffnung

Das Projekt Hoffnung sammelt seit 

dem 30.10.1989 unter der Leitung der 

China Youth Development Founda­

tion Spenden, um Kindern aus ar­

men Familien zu helfen, ihre Grund­

schulbildung (6 Jahre) zu vollenden. 

Im Laufe dieser 15 Jahre, so berich­

tete der stellvertretende Generalsek­

retär der Stiftung im Oktober, sei­

en Spenden von insgesamt 2,5 Mrd. 

Yuan (302 Mio. US$) aus dem In- 

und Ausland eingegangen, mit de­

nen 11.266 „Hoffnungs-“ Schulen ge­

baut wurden und 2,6 Mio. Schülern 

der Schulbesuch ermöglicht werden 

konnte. 80% der Empfänger leben 

in den Gebieten Zentral- und West­

chinas; von 100 Schulen im ländlichen 

Raum sind durchschnittlich 2,5 „Hoff­

nungs-“ Schulen. Derzeit plant die Stif­

tung, 15.000 Schülern aus ländlichen 

Migrantenfamilien in 27 Großstädten 

wie Beijing, Shanghai u.a. das zweite 

Schulhalbjahr 2004 zu finanzieren.

Das Projekt spiegelt die Probleme 

wider, in den weniger entwickelten 

Gebieten die 9-jährige Pflichtschule 

durchzusetzen, wenn es auch Fort­

schritte gibt. So sollen sich z.B. im au­

tonomen Gebiet der Uighuren in der 

Provinz Xinjiang die Bedingungen in 

den letzten fünf Jahren deutlich (um 

10%) verbessert haben; dort besuchen 

jetzt 97,3% der Kinder im schulpflich­

tigen Alter eine Schule. Es zeigt wei­

terhin, dass trotz Erfolgen manchen 

Bevölkerungsgruppen aber weiterhin 

ihr Recht auf Bildung vorenthalten 

bleibt. So sind in armen Gebieten z.B.

vor allem Mädchen von Bildung aus­

geschlossen: 80% aller Schulabbrecher 

dort sind Mädchen. Die Asian Devel­

opment Bank hat beschlossen, mit ei­

ner technischen Hilfe von 500.000 US$ 

die Einführung der 9-jährigen Pflicht­

schule zu unterstützen. (XNA, 12.,

13., 30.10.04; RMRB, 17.10.04) -gs-

24 Fast alle Chinesen empfan­

gen Radio

93,56% aller Chinesen sind in der La­

ge, Radio zu empfangen, verkündete 

die staatliche Radio-, Film- und Fern­

sehanstalt anlässlich der Eröffnung ei­

nes dreitägigen Forums zur Radioent­

wicklung, zu dem über 200 Delegier­

te aus dem In- und Ausland in Bei­

jing zusammenkamen. Gegenüber dem 

Vorjahr habe man die Deckungsrate 

noch einmal um 0,22% steigern kön­

nen. Derzeit gebe es damit in Chi­

na ca. 500 Mio. Radiogeräte mit über 

1,2 Mrd. Hörern. 1.498 Radiostationen 

senden mit einer täglichen Sendezeit 

von 24.503 Stunden 1.868 Programme 

aus. (XNA, 25.10.04) -gs-

25 Mehr Rechte für Migranten 

in Beijing

Die Beijinger Stadtregierung hat mit 

der Regierung der nordostchinesischen 

Provinz Heilongjiang ein Abkommen 

geschlossen, dass den von dort kom­

menden Arbeitsmigranten mehr Rech­

te sichern soll, vor allem bessere Ar­

beitsbedingungen und die rechtzeitige 

Auszahlung ihrer Löhne. Dieses Ab­

kommen ist das erste seiner Art und 

manche Arbeitsrechtsexperten erwar­

ten, dass weitere Provinzen dem Bei­

spiel folgen werden. Andere wiederum 

verweisen darauf, dass es bereits aus­

reichend rechtliche Bestimmung gibt, 

das Problem liege vielmehr in deren 

fehlender Umsetzung.

Hintergrund des Abkommens sind 

zum einen die erheblichen Probleme 

mit ausstehenden Löhnen, zum ande­

ren ein gestiegener Bedarf an billigen 

Arbeitskräften in Beijing. Die Singa­

purer Straits Times nannte im Ok­

tober unter Berufung auf chinesische 

Regierungsquellen einmal die Summe 

von 15 Mio. US$ (124 Mio. Yuan), 

ein anderes Mal sogar 360 Mio. Yuan 

(43,5 Mio. US$), die den Arbeitsmig­

ranten in China an Löhnen vorent­
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halten würden. Insgesamt 70% aller 

Arbeitsmigranten haben danach kei­

ne oder nicht ihre vollen Löhne erhal­

ten, wobei diese wohl nicht nur von 

den Unternehmen, sondern auch von 

Vorarbeitern und Vermittlern vorent­

halten werden. Diese Situation, die 

immer wieder auch zu persönlichen 

Dramen wie Selbstmorden führt, wird 

auch für den neu aufgetretenen Ar­

beitskräftemangel im Billiglohnsektor 

im Süden Chinas mit verantwortlich 

gemacht. Angesichts der Arbeitsbe­

dingungen und fehlender Rechte sei es 

bei zugleich gestiegenen Einkommens­

möglichkeiten im ländlichen Raum 

kein Wunder, dass Bauern vom Ab­

wandern in die Städte Abstand neh­

men. Ein anderer Grund wird in der 

Ein-Kind-Politik gesehen, die z.B. die 

Zahl der jungen Mädchen zwischen 15 

und 24 Jahren, die typische Gruppe 

für die factory girls oder dagongmei in 

Südchina, in den letzten 15 Jahren um 

10 Mio. hat abnehmen lassen.

In Beijing fehlen derzeit 50.000 billige 

Arbeitskräfte in den Bereichen Bau­

wesen, Sicherheit, Haushaltshilfe und 

Hotelgewerbe, ein Mangel, der in den 

nächsten vier Jahren angesichts des 

Baubooms für die Olympischen Spiele 

eher noch zunehmen wird. Insgesamt 

halten sich rund drei Millionen ländli­

che Arbeitskräfte in der Stadt auf, da­

von 120.000 aus Heilongjiang. Jährlich 

kommen 70.000 Bauarbeiter aus der 

Nordost-Provinz nach Beijing, weite­

re 52.000 Jobs sollen für die Bauern 

dort angeboten werden. (ST, 16., 23., 

27.10.04) -gs-

26 Wohlhabende Beijinger

Wie stark sich das Lebensniveau für 

die Bewohner Beijings (sowohl der 

städtischen als auch der ländlichen 

Gebiete) verbessert hat, zeigen eini­

ge Zahlen, die die Nachrichtenagen­

tur Xinhua im Oktober veröffentlich­

te. Danach sank der Engels-Koeffi­

zient, der den Anteil für Lebensmittel 

an den Gesamtausgaben eines Haus­

halts angibt, für die genannte Bevölke­

rungsgruppe seit 1949 auf 31,7%. Die 

FAO geht davon aus, dass ein Koef­

fizient über 59% für absolute Armut 

steht, während 30-40% einen „well-to- 

do“-Lebensstandard anzeigen; bei un­

ter 30% spricht sie von einem „wohl­

habenden“ Leben. Den Xinhua-Anga- 

ben zufolge stieg das verfügbare Pro- 

Kopf-Einkommen der Beijinger von 

1978 bis 2003 von umgerechnet 44,02 

US$ (365,4 RMB Yuan) auf 1.672,6 

US$ (13.882,6 Yuan), preisbereinigt 

ein Anstieg um 500%. Zugleich sind 

die wohlhabenden Beijinger - im Ver­

gleich mit Hochverdienern in anderen 

chinesischen Großstädten - konserva­

tiv, was die Anlagemöglichkeiten an­

betrifft: Sie bevorzugen Spareinlagen.

Diese Verbesserung des Lebensstan­

dards drücke sich, so ein Sprecher 

des Beijinger Statistikbüros auch da­

rin aus, dass aus der „Stadt der Fahr­

räder“ eine „Gesellschaft von Autos“ 

geworden sei. Im Jahr 2003 stieg die 

Zahl der Kraftfahrzeuge in Beijing auf 

über eine Million, darunter 656.000 

private. Seit Anfang 2004 seien durch­

schnittlich monatlich weitere 38.000 

Autos verkauft worden. Allerdings ge­

be es auch Menschen, die an diesem 

Wohlstand nicht teilhaben. 2003 er­

hielten 161.000 Menschen im Stadtge­

biet und 67.000 in den Vororten Sozi­

alhilfe. (XNA, 7.10.04; ST, 23.10.04) 

-gs-

27 Trauriger Rekord bei Ver­

kehrstoten

Die Zahl der jährlichen Verkehrsto­

ten in China ist in den letzten Jah­

ren beängstigend gestiegen. Für 2003 

geben die offiziellen Zahlen 104.000 

Menschen an, die bei Verkehrsunfäl­

len ums Leben kamen. Dies entsprach 

15% aller Verkehrstoten in der Welt 

(wobei China ca. 21% der Weltbe- 

völkerung stellt). Für die ersten drei 

Quartale 2004 wurden bereits 77.664 

Unfalltote gemeldet, ein Anstieg um 

1.772 oder 2,3% gegenüber dem Vor­

jahr. Dabei nahm die Zahl der Un­

fälle nach Angaben der Verkehrspo­

lizei sogar um 24,7% gegenüber dem 

Vorjahreszeitraum auf 384.381 ab. Bei 

diesen kamen (zusätzlich zu den To­

ten) 347.351 Menschen zu Schaden 

und es entstand ein materieller Scha­

den von umgerechnet ca. 240 Mio. 

US$. Die Weltgesundheitsorganisation 

geht allerdings von noch höheren Zah­

len aus, da sie sich nicht allein auf Zah­

len des Büros für Öffentliche Sicher­

heit stützt: Schon für 2002 geht sie 

von rund 250.000 Verkehrstoten und 

16 Mio. Verletzten aus und für 2004 

berechnete sie 680 Tote und 45.000

Verletzte pro Tag auf Chinas Straßen. 

Ohne drastische Maßnahmen, wie z.B. 

landesweite Verkehrserziehung, könn­

te die Zahl bis zum Jahr 2020 auf ei­

ne halbe Million Verkehrstote pro Jahr 

oder 1.300 pro Tag steigen.

Als Ursache wird neben der fehlenden 

Verkehrserziehung vor allem die Zu­

nahme der Führerscheine und Fahr­

zeuge auf den Straßen gesehen. Allein 

im Jahre 2003 erhielten 11 Mio. Chi­

nesen neu eine Fahrerlaubnis, ein An­

stieg von 12,4% gegenüber dem Vor­

jahr. Autofahrer sind denn auch die 

Hauptverursacher von Unfällen, Fuß­

gänger und Radfahrer allerdings die 

Hauptopfer; und vor allem die Unfäl­

le von Fahranfängern steigen überpro­

portional.

China ist jedoch nicht nur bei Ver- 

kehrsunfällen trauriger Rekordhalter, 

generell weist das Land bei Unfällen 

mit die höchsten Raten in der Welt 

auf: In den ersten drei Quartalen 2004 

starben bei Unfällen 98.809 Chinesen, 

11 pro Stunde. Gegenüber dem Vor­

jahr sank die Zahl leicht um 0,25%. 

Neben den genannten Verkehrsunfäl­

len starben 6.117 Menschen bei Ei­

senbahnunfällen und 4.153 bei Berg­

werksunfällen. Erst am 20. Oktober 

starben in der Provinz Henan mindes­

tens 141 Menschen bei einem Gruben­

unglück. (SCMP, 11., 21.10.04; XNA,

18., 27.10.04; NZZ, 8.10.04) -gs-

28 China will AIDS-Infizierte 

aufspüren

Das Gesundheitsministerium hat am

13. Oktober Provinzen und Städte an­

gewiesen, alle Personen aufzuspüren, 

die durch Blutverkäufe mit HIV infi­

ziert wurden, um so erstmals das gan­

ze Ausmaß der Epidemie in China er­

fassen zu können. Alle Lokalregierun­

gen sollen bis zum 15. April 2005 ent­

sprechende Berichte vorlegen. Damit 

machte die Regierung erneut deutlich, 

dass sie mit dem Besuch von Minis­

terpräsident Wen Jiabao von AIDS- 

Kranken in einem Beijinger Kranken­

haus im Dezember 2003 tatsächlich 

ihre Haltung zur Krankheit und de­

ren Bekämpfung geändert hat. Schon 

im Jahre 2001 wurden die Regierungs­

ausgaben zur AIDS-Bekämpfung und 

-Vorsorge von 15 Mio. auf 100 Mio. 

Yuan gesteigert; 2003 stiegen sie wei­

ter auf 390 Mio. Yuan (47 Mio. US$).
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Allerdings erst jetzt wurde auch die 

große Zahl der durch illegale Blutge­

schäfte Erkrankten anerkannt.

Vor allem Mitte der 1990er Jahre hat­

ten sich viele Bauern, vor allem in ar­

men Gebieten Chinas, durch Blutver­

käufe mit dem Virus infiziert. Die Auf­

käufer hatten in Plasmasammelstellen 

die Blutkonserven gemischt, ihnen das 

Plasma entzogen und das Blut den 

Bauern wieder injiziert, damit diese 

bald wieder spenden könnten. Amt­

liche Schätzungen gehen davon aus, 

dass 20% der 840.000 offiziell HIV-in­

fizierten durch unsaubere und häufig 

illegale Blutgeschäfte krank wurden. 

Allein in der Provinz Henan, die auch 

am stärksten betroffen ist, sollen rund 

eine Million Menschen ihr Blut ver­

kauft haben, hier sind ca. 25.000 In­

fiziert. Die jetzt angeordnete Unter­

suchung soll weitere Aufklärung brin­

gen, da man davon ausgeht, dass bei 

1.995 Infizierten jetzt die Symptome 

am deutlichsten sind.

Der Blutskandal in Henan ist vor al­

lem durch das Eingreifen mutiger Arz­

te und einzelner AIDS-Aktivisten be­

kannt geworden, die bis heute mit Ver­

folgung rechnen müssen. Der dama­

lige Parteivorsitzende der Provinz Li 

Changchun ist heute Mitglied des Po­

litbüros, ein Interesse, die Verwicklung 

von Parteifunktionären in die illegalen 

und profitablen Blutgeschäfte aufzu­

klären, besteht nach wie vor nicht.

Chinesische Fachleute gehen davon 

aus, dass 95% der HIV-infizierten 

nichts von ihrer Krankheit wissen. In­

sofern ist auch die Ausweitung der 

öffentlichen Aufklärung zu begrüßen. 

Programme für Drogenabhängige ver­

suchen ebenfalls, die Ausbreitung der 

Epidemie einzudämmen, zumal die 

rund 500.000 registrierten intravenous 

drug users (IDUs) 60% der HIV-Kran- 

ken stellen. Eine weitere besonders be­

troffene Gruppe sind Angehörige na­

tionaler Minderheiten in meist abgele­

genen Regionen; die nationalen Min­

derheiten stellen 10% der chinesischen 

Bevölkerung, aber 36% der HIV-infi­

zierten.

Kofi Annan lobte vor Studenten der 

Qinghua-Universität die Anstrengun­

gen der chinesischen Regierung in der 

AIDS-Bekämpfung; dennoch ist die 

Gefahr längst nicht gebannt, dass die 

Zahl der Infizierten auf 10-20 Mio. 

Menschen im Jahre 2010 steigen könn­

te, wie die UNAIDS warnt. (XNA, 4., 

12.10.04; FAZ, 14.10.04; ST, 15.10.04; 

SCMP, 12., 15., 21., 23.10.04; IHT, 

15.10.04) -gs-

29 Diskussion um Änderung 

der Ein-Kind-Politik

Angesichts der drohenden Überalte­

rung der chinesischen Bevölkerung 

und eines wachsenden Ungleichge­

wichts zwischen männlichen und weib­

lichen Neugeborenen hat eine Ex­

pertengruppe der chinesischen Regie­

rung eine Änderung der Ein-Kind- 

in eine Zwei-Kind-Politik vorgeschla­

gen, wie das Wall Street Journal be­

richtete. Andere sehen in der Locke­

rung der Familienpolitik allerdings ei­

ne Gefährdung des erreichten Wohl­

standes; denn mit Hilfe der Ein-Kind- 

Politik sei es der chinesischen Regie­

rung seit den 1980er Jahren gelun­

gen, das Wachstum der Bevölkerung 

zu verlangsamen, was u.a. mit zur Ver­

besserung der Lebensverhältnisse bei­

getragen habe. Dem halten die Befür­

worter der Änderung entgegen, dass es 

in weiten Teilen der Bevölkerung be­

reits möglich sei, zwei Kinder zu haben 

- z.B. wenn Paare auf dem Lande als 

erstes Kind ein Mädchen bekommen 

haben oder bei Partnern, die beide aus 

einer Ein-Kind-Familie stammen. Dies 

hieße, dass eine Zwei-Kind-Politik die 

mit 1,3 Mrd. Menschen bereits größ­

te Bevölkerung der Welt nicht wirklich 

explodieren lassen würde.

Hintergrund der Reformüberlegungen 

sind schlichte demographische Prob­

leme (vgl. C.a., 9/2004, Ü 18; einen 

guten Überblick gibt Nancy E. Ri­

ley: „China’s Population: New Trends 

and Challenges“, Population Bulletin, 

59 [2004] 2). Nach bisherigen Schät­

zungen, so erklärte Zhang Weiqing, 

der Leiter der Staatlichen Kommission 

für Bevölkerung und Familienplanung, 

wird die chinesische Bevölkerung im 

Jahre 2035 mit 1,46 Mrd. Menschen 

ihr Maximum erreichen. Werden al­

le negativen Einflüsse einberechnet, 

so Yu Xuejun, Abteilungsleiter in der 

gleichen Behörde, dann könne man 

mit einem Maximum von 1,6 Mrd. im 

Jahre 2055 rechnen - und wenn je­

de Familie zwei Kinder hätte, dann 

würde man diese Größe schon zehn 

Jahre vorher erreichen. Ausschlagge­

bend für die jetzige Diskussion sind 

jedoch die Anzeichen für eine drohen­

de Vergreisung der chinesischen Be­

völkerung. Bereits jetzt sind 11% der 

Bevölkerung über 60 Jahre alt; bleibt 

es bei der derzeit niedrigen Geburten­

rate, dann dürften die über 60-Jähri­

gen im Jahre 2040 28% der Bevölke­

rung stellen. Dies bedeutet für die ge­

rade erst im Aufbau befindlichen So­

zialsysteme eine erhebliche Belastung, 

da z.B. immer weniger Beschäftigte 

immer mehr Rentner werden finanzie­

ren müssen; und das, wo die Siche­

rungssysteme bisher nur die städtische 

Bevölkerung einschließen, aber nicht 

die Mehrheit der Bevölkerung, die auf 

dem Lande lebt.

Ein weiteres Problem ist der drohende 

Männerüberschuss. Die Geburtenpoli­

tik hat in Verbindung mit der Präfe­

renz für Jungen dazu geführt, dass be­

reits im Jahre 2000 in China auf 100 

Mädchen 117 Jungen geboren wurden, 

während der weltweite Durchschnitt 

bei 105 zu 100 liegt. Damit gab es in 

der Altersgruppe der unter 15-Jähri­

gen ca. 18,8 Mio. mehr Jungen. Im 

Jahre 2020, so befürchten Regierungs­

mitarbeiter, könnte es 40 Mio. Männer 

geben, die keine Frau mehr finden kön­

nen. Dass dies eine Ursache für soziale 

Unruhe sein könnte, hat Präsident Hu 

Jintao in einer weit verbreiteten Rede 

im März deutlich gemacht.

Verschiedene aktuelle Meldungen zum 

Baby schmuggel wiesen ebenfalls auf 

den unmittelbaren Zusammenhang 

zur Familienplanungspolitik hin. Die 

Begrenzung auf ein Kind verleitet ei­

nige Eltern zum Kauf von Babys, der - 

als adoptiert registriert - keine Straf­

gebühren nach sich zieht. Die Regie­

rung versucht diesen Schmuggel durch 

die Einführung neuer Geburtenzertifi­

kate mit Barcodes ab 1. Dezember zu 

unterbinden.

Die Familienplanungspolitik war 

schon immer unbeliebt und wurde 

besonders auf dem Lande bekämpft. 

Daraufhin hat es dort und für die na­

tionalen Minderheiten verschiedent­

lich Anpassungen gegeben. Erst kürz­

lich stoppte auch die Stadt Shanghai 

die Auszahlung von Prämien für Ein- 

Kind-Familien, was die Anträge auf 

ein zweites Kind steigen ließ. Zur Un­

popularität der Familienplanungspoli­

tik hat allerdings auch Missbrauch sei­

tens der lokalen Beamten beigetragen, 

u.a. wenn Kader die Auferlegung von
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Strafen bei unrechtmäßigen Kindern 

zur eigenen Bereicherung nutzen. Die 

internationale Kritik hob vor allem 

erzwungene Abtreibungen, Sterilisa­

tionen und Kindestötungen hervor.

Um die anstehenden Probleme zu eva­

luieren und Lösungswege vorzuschla­

gen, hat die Regierung eine Taskfor­

ce mit über 250 Experten eingerich­

tet, die die Bevölkerungsentwicklung 

und mögliche Auswirkungen auf die 

wirtschaftliche Entwicklung untersu­

chen soll. Bekannt gewordene Einzel­

heiten zeigen, dass die jetzige Diskus­

sion über bloße Anpassungen hinaus­

geht. So wurde z.B. als eine mög­

liche neue Politik genannt, dass ab 

2010 Frauen ab 35 Jahren ein zweites 

Kind haben dürften; mit jedem wei­

teren Jahr könnte dieses Mindestalter 

um ein Jahr gesenkt werden. Ein an­

derer Vorschlag zielt auf die Errich­

tung von Sonderzonen der Geburten­

politik, in denen man die Zwei-Kind- 

Politik zunächst ausprobieren könnte, 

ehe sie auf das ganze Land übertragen 

werden.

Ob eine Lockerung tatsächlich das Be­

völkerungswachstum wesentlich ver­

stärkt, ist nicht eindeutig klar. Exper­

ten verweisen darauf, dass inzwischen 

mehr Faktoren für die Bevölkerungs­

entwicklung von Bedeutung sind. So 

ist in den wirtschaftlich entwickelte­

ren Gebieten die Fruchtbarkeit auf­

grund einer Vielzahl von Faktoren ge­

sunken, darunter vor allem sozioöko­

nomische wie Bildungsstandard von 

Frauen, Familieneinkommen, Heirats­

verhalten oder die veränderte Rol­

le der Frauen in Familie und Be­

ruf. Und auch auf dem Lande hat 

die immer umfangreichere Migration 

in die Städte den Wunsch nach Kin­

dern gedämpft. Im Jahre 2001 gebar 

jede Frau auf dem Lande im Durch­

schnitt 1,98 Kinder, in der Stadt 1,22. 

Computersimulationen sagen auch bei 

einer Zwei-Kind-Politik voraus, dass 

die Durchschnittsfamilie weniger als 

zwei Kinder haben wird. (WSJ, 4., 

25.10.04; HB, 5.10.04; ST, 5.10.04; 

NZZ, 19.10.04; RMRB, 19.10.04, nach 

BBC PF, 20.10.04; XNA, 7., 20.10.04) 

-gs-

Außenwirtschaft

30 Frankreich will Marktpositi­

on in China ausbauen

Der fünftägige Staatsbesuch von Mi­

nisterpräsident Jacques Chirac in Chi­

na Anfang Oktober d.J. diente neben 

der Intensivierung der politischen Be­

ziehungen vor allem dem Ausbau der 

Wirtschaftskontakte. Begleitet wurde 

Chirac von einer 52-köpfigen Wirt­

schaftsdelegation, die aus Vertretern 

der französischen Unternehmen unter­

schiedlicher Branchen bestand.

Im Verlauf der Reise wurden 20 

Abkommen und Verträge unterzeich­

net, davon mehrere bilaterale Ver­

einbarungen auf Regierungsebene. Zu 

den wichtigsten Sektoren der Zusam­

menarbeit zählen die zivile Nutzung 

der Atomenergie, der Transportsek­

tor, insbesondere der Eisenbahn- und 

Luftfahrtsektor, Hightech-Industrien, 

Landwirtschaft, Umweltschutz, Au­

tomobilsektor und Dienstleistungen. 

In einem gemeinsamen Kommunique 

wurden die abgeschlossenen Vereinba­

rungen auf Regierungsebene in folgen­

den Bereichen aufgeführt (BBC PF, 

10.10.04):

- Verhinderung und Kontrolle von 

neuen Infektionskrankheiten.

- Informationstechnologie.

- Förderung des „Clean Develop­

ment Mechanism under Article 12 

of the Kyoto Protocol“.

- Vereinbarung zwischen dem chi­

nesischen Eisenbahnministerium 

und dem französischen Ministeri­

um für Ausrüstungen, Transport, 

Tourismus und maritime Angele­

genheiten.

- Rahmenvereinbarung zwischen 

der französischen Entwicklungs­

agentur und dem chinesischen 

F inanzministerium.

- Zusammenarbeit im Filmwesen.

Zu den kommerziellen Abkommen, 

einschließlich der Absichtserklärun­

gen über Wirtschaftsabschlüsse, zäh­

len folgende Vereinbarungen:

1. „Procurement Contract ofRailway 

Electric Multiple Units with Vel­

ocity of 200 km/h.

2. Notification of Contract Awarding 

the Project for the Purchasing 

High Power AC Electric Trans­

mission Locomotive and Import- 

ing the Relative Technologies.

3. Cooperation Framework Agree­

ment on Advanced Medium Utili­

ty Helicopter Programme between 

Second Group Company of Chi­

na Aviation Industry Corporation 

and Eurocopter.

4. Memorandum of Understanding 

between China and France on 

Wheat Trade and Technology Co­

operation.

5. Amendment No.l to the A319 

Purchase Agreement.

6. A330 Purchase Agreement be­

tween China Eastern Airlines Cor­

poration Limited and Airbus SAS.

7. Letter of Content for Coopera­

tion between First Group Com­

pany under the China Aviation 

Industry Corporation and Airbus 

SAS.

8. Agreement between China’s TCL 

Group and French Alcatel Group 

on Joint Manufacturing of Hand­

sets.

9. Memorandum of Understanding 

on Cooperation between Zhejiang 

Wangxiang Group and French 

Dassault Group in Electronic ve- 

hicle.

10. Qingdao Sino-French Hairun Wa­

ter Supply Co. Limited Contract 

Amendment and Supplement.

11. Basic Clauses between China Tele- 

com and France Telecom on Stra­

tegie Partnership Corporation.

12. Memorandum of Unterstanding 

on Business Terms between Chi­

na’s Computer Maker Lenovo 

Group Ltd. And French Compu­

ter Maker Bull Company.

13. Letter of Intent on Establishing 

Car Financing Company.

14. Memorandum of Understanding 

between French Alstom Company 

and Sichuan’s Dongfang Electric 

Corporation and Harbin’s Power 

Station Equipment Group Com­

pany on Water Pumping and 

Energy Conservation Project Cor­

poration.“

Der Wert der kommerziellen Vereinba­

rungen soll sich auf rd. 4 Mrd. US$ 

belaufen. Das größte Volumen ent­




